
Freiraum der
Kirchen erhalten

Thema des Tages

Gerichtsurteile besagen
zuweilen das Gegenteil des-
sen, was man auf den ersten
Blick meint. So auch jetzt
beim Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte. Die
Straßburger Richter kassier-
ten die Entlassung eines
Chorleiters durch eine katho-
lische Kirchengemeinde.
Wankt also das eigene Ar-
beitsrecht der Kirchen? Zwin-
gen Juristen irgendwann den
Vatikan, aus Gründen der
Gleichbehandlung Frauen
und Homosexuelle zum Pries-
teramt zuzulassen? Keines-
wegs.

Schaut man sich das Urteil
genauer an, dann verwerfen
die Europarichter die Kün-
digung nicht etwa wegen der
kirchlichen Begründung –
einer außerehelichen Bezie-
hung. Sie bemängeln ledig-
lich, dass die Arbeitsgerichte
nicht genügend zwischen den
Rechten beider Seiten abge-
wogen hätten. Straßburg hat
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den Grundsatz des eigenen
kirchlichen Arbeitsrechts so-
gar gestärkt. Das zeigt ein
zweiter mitverhandelter Fall
eines leitenden Presse-Mit-
arbeiters der deutschen Mor-
monen – ebenfalls wegen au-
ßerehelicher Beziehungen.
Seine Kündigung wurde mit
der Begründung bestätigt,
der Mann hätte wissen müs-
sen, welche Bedeutung die
eheliche Treue für seinen
Arbeitgeber hat.

Die Kirchen behalten also
ihren Freiraum – wie Tendenz-
betriebe auch. Und das ist gut
so. Denn Reformen – etwa bei
der Rolle der Frauen – müssen
aus der Kirche selbst kom-
men. Der Staat darf sich da
nicht – gewissermaßen päpst-
licher als der Papst – einmi-
schen, auch nicht in Form der
Justiz. Das gebietet die Tren-
nung beider Bereiche ebenso
wie die Religionsfreiheit. (hst)
■ Bericht S. 1, Artikel auf dieser
Seite
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„Sarrazin geht an der Realität vorbei“

Marburg/Istanbul. Der
Beitritt der Türkei zur EU ist für
ihn der Schlüssel zur Aussöh-
nung Europas mit dem Islam.
Am 1. Oktober tritt Professor
Raoul Motika seinen Dienst als
neuer Direktor des Orient-Insti-
tuts Istanbul an. Am Rande des
31. Orientalistentages in Mar-
burg sprach diese Zeitung mit
dem Türkei-Experten.

Professor Raoul Motika wirbt für Integration und den Beitritt der Türkei zur EU

Herr Professor Motika,
sind Sie Herrn Sarrazin
dankbar?

Professor Raoul Motika:
(lacht) Die Debatte über die In-
tegration findet in Deutsch-
land schon seit einigen Jahren
intensiver statt. Deshalb hät-
ten wir Herrn Sarrazin nicht
unbedingt gebraucht, um in
die Debatte einzusteigen. Zu-
mal sein Beitrag eher polari-
siert hat als zur sachgerechten
Aufarbeitung der existieren-
den Probleme beizutragen.

Mit den Ängsten der
Deutschen vor dem Is-
lam lässt sich offenbar

Kasse machen. In wenigen Ta-
gen kommt ein Buch von Alice
Schwarzer auf den Markt. Um
darauf aufmerksam zu ma-
chen, hat Schwarzer schon ein-
mal vorab ein Kopftuchverbot
an deutschen Schulen gefor-
dert. Was halten Sie davon?

Motika: Das ist reiner Popu-
lismus. Vom Gesetz her be-
trachtet können Sie nieman-
den verbieten, mit grün gefärb-
ten Haaren oder eben mit ei-
nem Kopftuch herumzulaufen.
Das verstieße gegen die Grund-
rechte. Unsere Schulen sind
bekenntnisneutral. Ein ande-
rer Fall läge vor, wenn eine
Schulkonferenz unter Einbe-
ziehung der Eltern beschließen
würde, dass keine Kopftücher
an der Schule getragen werden
sollen. Außerdem ist Bildungs-
politik Ländersache, weshalb
solcherart Regelungen sowieso
nur im Rahmen der jeweiligen
Landesgesetzgebung getroffen
werden könnten.

Sarrazin stößt mit sei-
nen Thesen auf Zustim-
mung in der Bevölke-

rung. Gibt es eine Islamfeind-
lichkeit bei den Deutschen?

Motika: In der Bevölkerung
existiert eine große Verunsi-
cherung, was die Zuwande-
rung der letzten Jahrzehnte be-
trifft. Das bezieht sich auf
Russlanddeutsche ebenso wie
auf Menschen, die aus dem Na-
hen Osten oder aus der Türkei
zu uns kommen. Sie unter-
scheiden sich in ihrem Alltags-
verhalten und in ihrer sozialen
Stellung von der Mehrheitsge-
sellschaft. Und, dazu liegen ja
durchaus auch Untersuchun-
gen vor, sie fallen überdurch-
schnittlich durch kriminelles
Verhalten auf. Dies aber nicht,
wenn man Vergleichsgruppen
mit dem gleichen sozialen und
bildungsmäßigen Hintergrund
heranzieht. Deutschland kann
sich aber im Zuge der Globali-
sierung weltweiten Migrati-
onsströmen sowieso nicht ent-
ziehen, weshalb Gesellschaft
und Staat Integrationspolitik
zu einer Kernaufgabe machen
müssen. Von Terroranschlä-
gen im Namen des Islam wird
zwar fast täglich in den Medien
berichtet. Doch die muslimi-
schen Einwanderer in Deutsch-
land sind zu 80 Prozent Türken,
von denen über 99 Prozent mit
religiösem Extremismus und
„Heiligem Krieg“ nichts am
Hut haben.

Dennoch gibt es junge
Türken, die sich zum ge-
waltbereiten Islamis-

mus hingezogen fühlen.

Motika: Bei der sogenannten
Sauerland-Gruppe oder ähnli-
chen Vereinigungen haben wir
es mit einem anderen Phäno-
men zu tun. Ihre Mitglieder –
sofern sie türkischer Herkunft
sind und keine zum Islam kon-
vertierten Deutschen – haben
keinen Bezug mehr zum Her-
kunftsland ihrer Eltern. Man-
che fühlen sich in ihrer Suche
nach Identität zu extremisti-
schen Ideologien hingezogen,
häufig stecken auch persönli-

che Lebenskrisen dahinter. An-
ders ist dies bei der älteren Ge-
neration von türkischen Isla-
misten. Der selbsternannte Ka-
lif von Köln griff die Türkei in
seinen Predigten an, wollte das
dortige Regime stürzen. Sein
Ziel war nicht die deutsche
Mehrheitsgesellschaft, in der
er lebte. Diese neue radikalen
Gruppen fallen zwar zahlenmä-
ßig nicht ins Gewicht, dennoch
müssen sowohl die muslimi-
schen Organisationen wie
auch die Mehrheitsgesell-
schaft auch über polizeiliche
Maßnahmen hinaus Wege fin-
den, sie gesellschaftlich wie-
der zu integrieren. Mit dem All-
tagsleben der Muslime in
Deutschland haben diese Grup-
pen jedoch wenig zu tun.

Inwiefern?

Motika: Dort gibt es außer
der bekannten Bildungsmisere
und der daraus resultierenden
höheren Arbeitslosigkeit ganz
andere Probleme: Den Konser-
vatismus in vielen Familien, et-
wa das vielzitierte Abmelden
der Mädchen aus dem Sportun-
terricht. Aber dies sind in ers-
ter Linie soziokulturelle Prob-
leme. Interessant ist auch,
dass anscheinend für immer
mehr junge Frauen aus musli-
mischen Familien nicht mehr
die Herkunft der Eltern son-
dern die Religion zum zentra-
len Identifikationsfaktor wird.
So kommt es, dass manche auf-
stiegsorientierte Musliminnen
ganz bewusst das Kopftuch tra-
gen. Auf dem deutschen Ar-
beitsmarkt finden diese gut-
ausgebildeten Frauen dann
keinen Job, weil die Mehrheits-
gesellschaft es nur schwer er-
trägt, dass sich jemand vom
Mainstream unterscheidet
und nicht etwa weil es ihnen
ihre Väter oder Brüder verbie-
ten würden.

Mit der Islamkonferenz
unternimmt der deut-
sche Staat den Versuch,

mit den Muslimen ins Gespräch
zu kommen. Welches Zwi-
schenfazit ziehen Sie?

Motika: Die Islamkonferenz
hat sich eine sehr schwierige
Aufgabe gestellt. Der Staat in
Gestalt des Bundesinnenminis-
ters hat die Rolle des Modera-
tors übernommen. Das ist sehr
lobenswert. Ich wundere mich,
warum dies nicht schon unter
der rot-grünen Regierung pas-
siert ist. Das Hauptproblem ist
die Auswahl der Gesprächs-
partner auf muslimischer Sei-
te. Dabei wurde ein Mix von
Verbandvertretern und soge-
nannten unabhängigen Musli-
men gewählt. Das hat viel zu
internen Diskussionen und we-
niger zu Lösungen geführt. Al-
lerdings gab es zu dieser Zu-
sammensetzung kaum eine Al-
ternative. Wissenschaftliche
Untersuchungen zeigen, dass
die Mehrheit der in Deutsch-
land lebenden Muslime einen
eher weltlich orientierten Le-
bensstil pflegt. Sie betrachten
den Islam als Teil ihrer mora-

lisch-ethischen Weltsicht und
feiern die religiösen Feste.
Nicht mehr und nicht weniger.
Wir haben eigentlich kein rea-
les Islam-Problem in Deutsch-
land, da die weite Mehrheit der
hier lebenden Muslime unsere
Rechtsordnung der Scharia
eindeutig vorzieht.

Woher kommt das Un-
behagen der Deutschen
dann?

Motika: Wir haben ein sozia-
les Problem und ein Bildungs-
problem, die sich gegenseitig
bedingen. Gerade unter den
Muslimen sind viele Menschen
die keinen oder nur einen ein-
fachen Schulabschluss haben.
Viele Zuwanderer haben sich
in der Sozialhilfe eingerichtet,
was aber beileibe nicht nur die
Muslime betrifft.

Es gibt Integrationsbe-
auftragte, es gibt Part-
nerschaften mit den

Herkunftsländern, Hessen will
sich mit der türkischen Region
Bursa verschwistern. Da läuft
vieles auf institutioneller Ebe-
ne, aber wie kommen sich die
Menschen näher?

Motika: Begegnungsforen
wie die Woche des ausländi-
schen Mitbürgers sind über-
holt. Wir brauchen ein viel or-
ganisierteres Zugehen der
Mehrheitsgesellschaft auf
Menschen mit Migrationshin-
tergrund. In Sportvereinen
und anderen Vereinen sollten
gezielt solche Mitglieder ge-
worben und anfangs auch be-
treut werden. Nur wenn zahl-
reiche und und vielfältige Ko-
operationsmöglichkeiten im
Alltag existieren, gibt es Mög-
lichkeiten zur realen Integrati-
on. Wir dürfen nicht nur auf ei-
ne Bringschuld pochen – „Ihr
müsst Deutsch lernen“. Der
Straßenkehrer, der im türki-
schen Laden einkauft, braucht
kein Deutsch. So hat die „Paral-
lelgesellschaft“ 30 Jahre lang
für alle Seiten eigentlich gut
funktioniert. Doch jetzt hat der
Wandel der Arbeitswelt dafür
gesorgt, dass viele einfache
Jobs weggefallen sind. Wir ha-
ben eine wachsende Unter-
schicht in Deutschland, die
sich zum Teil aus Migranten re-
krutiert, genauso aber auch
aus Deutschen, die dem Druck
der Wettbewerbsgesellschaft
nicht standhalten. Wir müssen
uns diesem Problem stellen.
Diese Menschen sind hier und
können nicht einfach abge-
schoben werden, wie manche
dümmliche Populisten for-
dern. Wir müssen die Kinder
gezielt und individuell fördern,
die der deutschen Sprache
nicht mächtig sind. Das kostet
Geld, aber wenn wir nichts tun,
wird es für die Gesellschaft
später viel teurer.

Bildung ist der Schlüs-
sel zur Integration?

Motika: Ein Großteil meiner
Studenten stammt aus türki-
schen Familien, in denen die
Eltern Arbeiter oder gar Hilfs-

arbeiter sind. Ihre Kinder ha-
ben es auf die Universität ge-
schafft. Sicher ist, dass der An-
teil der Kinder aus deutschen
Unterschichtsfamilien, die ei-
ne Hochschule besuchen, nied-
riger ist. Dies zeigt schon, dass
simplifizierende Aussagen wie
die von Populisten wie Herrn
Sarrazin an der Realität vorbei-
gehen.

Viele Deutsche haben
Angst, dass die Türken
die EU nutzen könnten,

um in die „Sozialsysteme einzu-
wandern“. Zu Recht?

Motika: Die Türkei gehört zu
den G20-Ländern und damit zu
den führenden Industrienatio-
nen weltweit. Forschungen des
Orient-Instituts Istanbul zei-
gen, dass die Türkei inzwi-
schen selbst ein Einwande-
rungsland ist. Und viele Tür-
ken aus dem Ausland kehren
zurück, weil die türkische Wirt-
schaft dynamisch ist und die
Aufstiegschancen besser als in
Deutschland sind. Für die Tür-
kei könnte auch für die erste
Zeit ihrer Mitgliedschaft eine
Mobilitätsbremse gelten, wie
es etwa bei den osteuropäi-
schen Mitgliedern der Fall war.

Abgesehen von der wirt-
schaftlichen Ebene – wo
liegen die Vorteile einer

türkischen EU-Mitgliedschaft
aus deutscher Sicht?

Motika: Die zweite Ebene ist
die politische. Die Europäische
Gemeinschaft wurde gegrün-
det, um die Gegensätze in Euro-
pa, insbesondere zwischen

Frankreich und Deutschland,
zu überwinden. Es gelang die
Befriedung Europas nach zwei
schrecklichen Weltkriegen.
Das war die erste Stufe, die
zweite war die Versöhnung mit
dem ehemaligen Ostblock. Die
dritte Stufe ist die historische
Aussöhnung Europas mit der
islamischen Welt auf konzep-
tioneller und institutioneller
Ebene. Und da kommt realis-
tisch gesehen eigentlich nur
die Türkei als Partner in Frage.
Eine offene Hand auszuschla-
gen, ist aus meiner Sicht keine
besonders zukunftsfähige Poli-
tik. Natürlich immer vorausge-
setzt die Türkei erfüllt die Bei-
trittsbedingungen.

Führt der Weg der Tür-
kei über Armenien,
oder ist der 1915 von

Türken begangene Völkermord
an den Armeniern eine Rand-
frage?

Motika: Einerseits ist es ein
Randthema: Auch Frankreich
wurde im Rahmen der damali-
gen Vertiefung der EWG nicht
die Bedingung gestellt, sich mit
Algerien auszusöhnen. Aber
natürlich stehen im Hinter-
grund die Fragen: Wie geht die
Türkei mit ihrer Vergangen-
heit um? Wie geht sie mit ih-
rem multiethnischen Erbe um,
wie hält sie es mit den Men-
schenrechten, der Religions-
freiheit und dem Nationalis-
mus? Hier ist die Türkei jedoch
auf einem guten Weg. Erst letz-
te Woche fand eine Messe am
früheren Sitz des Patriarchen
der armenischen Kirche statt.
Tausende Armenier waren da.

Arbeitsplatz
Istanbul: In
der Nähe des
Taksim-Plat-
zes befindet
sich das Ori-
ent-Institut Is-
tanbul. Die
deutsche For-
schungsein-
richtung be-
kommt ab
Oktober mit
Professor Ra-
oul Motika ei-
nen eigenen
Chef.
(Foto: dpa)
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Neuer Direktor

Professor Raoul Motika,
Jahrgang 1961, studierte Ge-
schichte und Kultur des Na-
hen Orients, Politologie, Kom-
munikationswissenschaften
und Historische Hilfswissen-
schaften an den Universitäten
München, Izmir und Teheran.
Seit Oktober 2006 ist Motika
Lehrstuhlinhaber des Faches
Turkologie am Asien-Afrika-
Institut der Universität Ham-
burg. Zum Oktober über-
nimmt er die Leitung des Ori-

ent-Instituts Istanbul in der
Metropole am Bosporus (OII).
Das OII ist ein unabhängiges
wissenschaftliches Institut
und wurde 1989 als Nebenstel-
le des Orient-Instituts Beirut
gegründet. Ursprünglich von
der Deutschen Morgenländi-
schen Gesellschaft (DMG)
1961 ins Leben gerufen, ist das
Institut heute Mitglied im Ver-
bund der Deutschen Geistes-
wissenschaftlichen Institute
im Ausland (DGIA). (ret)

„Eine Niederlage
für die Kirche“

Nach einem gestern verkün-
deten Urteil des Europäischen
Gerichtshofs für Menschen-
rechte war dies im Fall des
Mormonen rechtens, im Fall
des Katholiken nicht: Katholi-
schen Kirchenangestellten in
ähnlicher Lage könnte das Ur-
teil helfen.
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Der Rechtsstreit um die bei-
den Kündigungen zieht sich
seit Jahren durch die Instan-
zen. Schüth erhielt 1997 von
seinem Dekan die Entlassung
als Organist und Chorleiter ei-
ner Essener Pfarrei, nachdem
seine Kinder im kirchlichen
Kindergarten erzählt hatten,
dass der Papa wieder Vater
wird – mit einer anderen Frau.

Der für die Öffentlichkeitsar-
beit der Mormonen in Europa
zuständige Michael O. war
1993 entlassen worden, nach-
dem er selbst seinen Vorgesetz-
ten von seinen Eheproblemen
und seinem Fremdgehen er-
zählt hatte. Seine Chefs warfen
ihn fristlos raus – Ehebruch
kommt als Sünde bei den Mor-
monen gleich hinter Mord.

Dass nun die Entlassung des
einen Kirchenbeschäftigten
rechtlich okay war, die des an-
deren aber einen Verstoß ge-
gen Menschenrecht bedeutete,
liegt nach dem Straßburger Ur-
teil auch an der Herangehen-
sweise der deutschen Arbeits-
gerichte. Im Fall des Mormo-
nen hatten die Gerichte sich
ein differenziertes Bild ge-
macht. Eine Rolle spielte dabei
vor allem die hochrangige
Funktion des Klägers und sein
mit damals 34 Jahren relativ
junges Alter, in dem er weiter
Chancen am Arbeitsmarkt hat-
te.

Im Fall des Katholiken dage-
gen machten es sich die Ar-
beitsgerichte nach dem Straß-
burger Urteil dagegen zu
leicht: Sie übernahmen die Ar-
gumentation von Schüths Esse-
ner Sankt-Lambertus-Gemein-
de für die Kündigung, ohne sie
weiter zu hinterfragen. Beson-
ders bemängelten die Richter,
dass die Gerichte die Probleme
eines Kirchenmusikers außer
Acht gelassen hätten, einen
neuen Job zu finden.

Grundsätzlich erkannten die
Straßburger Richter in ihren

ersten Urteil dieser Art an,
dass es in Deutschland einen
Schutz der Kirchen vor staatli-
cher Einmischung auch im Ar-
beitsrecht gibt – das heißt, die
Kirchen dürfen gewisse An-
sprüche an ihre Beschäftigten
stellen, die im öffentlichen
staatlichen Dienst nicht rech-
tens wären, und sie dürfen bei
Verstößen gegen diese Ansprü-
che kündigen.

Die Frage ist nun aber, ob
diese Einschränkung des Kün-
digungsschutzes künftig wei-
ter für alle kirchlichen Beschäf-
tigten gilt. Der Vorsitzende der
Deutschen Bischofskonferenz,
der Freiburger Erzbischof Ro-
bert Zollitsch, wollte sich zu-
nächst noch nicht zu mögli-
chen Konsequenzen aus dem
Urteil äußern, sondern dieses
erst von Kirchenrechtlern prü-
fen lassen.

■ Zollitsch will
Urteil prüfen

Nach Einschätzung des Di-
rektors des Bonner Instituts
für Staatskirchenrecht, Wolf-
gang Rüfner, ist das Urteil al-
lerdings „ganz klar eine Nie-
derlage für die Kirche“. Bisher
seien die Juristen davon aus-
gegangen, dass ein Organist
mit seiner Rolle im Gottes-
dienst eine „Verkündigungs-
position“ habe und damit be-
sonderen Ansprüchen unter-
liege – dies habe Straßburg
nun revidiert. Für Organisten
oder Küster müssten Gemein-
den bei einer Kündigung in ei-
nem ähnlichen Fall künftig
aufpassen. Ob das Urteil aller-
dings auch bei anderen kirch-
lichen Berufen wie etwa Erzie-
herinnen in Kindergärten grei-
fe, lasse sich erst nach der aus-
führlichen Urteilsbegründung
sagen.

Der nach seiner Entlassung
halbtags von einer evangeli-
schen Gemeinde angestellte
Schüth träumt nun davon, wie-
der an seine alte Orgel zurück-
kehren zu können – er hatte sie
mit konzipiert und aufgebaut.
Doch tatsächlich wird er wohl
nur eine finanzielle Entschädi-
gung durchsetzen können:
Straßburg gab dem Essener Bis-
tum drei Monate Zeit, sich mit
Schüth darüber zu einigen –
der 53-Jährige fordert 300 000
Euro. (afp)

Entlassener Organist will Entschädigung

München. Der Katholik Bernhard Schüth und der Mormone
Michael O. haben eine ähnliche Vita: Die in den späten 50er Jah-
ren geborenen Männer suchten und fanden in ihren Kirchen An-
stellung. Sie waren aber in ihren Ehen irgendwann so unzufrie-
den, dass sie mit anderen Frauen neue Beziehungen eingingen.
Beide wurden dafür von ihren Kirchen gekündigt.
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Standpunkt

Gespräch im Marburger Schloss: Professor Motika (rechts) und
junge Wissenschaftler. (Foto: Tauer)


